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Jourdan will Investitionen mit Basel planen
Unispital Basel undKantonsspital BasellandwollenMilliarden in ihre Infrastruktur stecken. Gefordert wird eine gemeinsame Planung.

Hans-Martin Jermann

Im Kampf gegen die stark stei-
gendenGesundheitskosten for-
dert der Baselbieter Landrat
vomzuständigenRegierungsrat
Thomi Jourdan (EVP) eine um-
fassende Strategie für die Ge-
sundheitsversorgung des Kan-
tons. Zudem sollen hohe Kan-
tonsbeiträge an die Spitäler
durchkostengünstigereStruktu-
ren – Stichwort: ambulant vor
stationär – verhindert werden.
DasParlamenthat amDonners-
tag zwei Vorstösse der FDP an
die Regierung überwiesen.

FDP-Landrätin Saskia
Schenker – und nicht nur sie –
sieht derzeit unter den regiona-
lenSpitälernein«Aufrüstenmit
Hochhalten der Spitalbetten».
Damit werde die Gesundheits-
versorgungverteuert. «Wirwol-
len daher, dass der Kanton als
Eigner Einfluss nimmt auf die
Planungen des Kantonsspitals
Baselland(KSBL)», sagteSchen-
ker im Plenum. Damit soll ver-
hindertwerden, dass zurFinan-
zierung von Investitionen
Steuergelder eingesetztwerden.
Die Befürchtungen sind nicht
unbegründet:KSBL-Präsidentin
Madeleine Stöckli liess vorMo-
natsfrist in einem Interview in
der bz durchblicken, dass das
KSBLdengeplantenNeubauauf
demBruderholznicht selberbe-
zahlen kann und daher beim
Kanton ein Darlehen beantra-
genwird.

KantonwillKSBLandie
kurzeLeinenehmen
Im Nachbarkanton Basel-Stadt
hat die Regierung bereits ein
solchesDarlehenüber 300Mil-
lionenFrankenzurAbsicherung
der Investitionen des Universi-
tätsspitals Basel (USB) gespro-
chen. Dieses will total 1,7 Mil-
liarden indenNeubaudesKlini-

kums 2 sowie des Klinikums 3
stecken.

MitderForderung,dasKSBL
an die kurze Leine zu nehmen,
rennt der Landrat bei Jourdan
offene Türen ein. «Jetzt ist der
Moment, wo sich die Politik in
denProzess einschaltenmuss»,
sagte er kurz vor Jahreswechsel
in einem Interview mit der
«Basler Zeitung». Doch nicht
nurdas. FürdenGesundheitsdi-
rektor sinddie Investitionender
Spitäler in ihre Infrastruktur ein
bikantonalesThema. «Wir sind
aktuell imBaselbiet anderAus-
legeordnung. Ich würde es sehr
begrüssen,wenndiese gemein-

sammitunseremPartnerkanton
Basel-Stadt stattfände», sagt er
auf Anfrage.

Das lässt sich als Einladung
an seinen Basler Amtskollegen
LukasEngelberger lesen,neben
derZulassungssteuerungmittels
gemeinsamer Spitallisten künf-
tigauchdie Investitionenderöf-
fentlich-rechtlichen Spitäler ge-
meinsamzuplanen.Engelberger
kommentiert die Avance mit
Vorsicht:«Wir sindsehr interes-
siert, diesen Dialog mit dem
Partnerkanton zu vertiefen»,
sagter zwar. IndenParlamenten
beider Kantone sind Vorstösse
für eine enge Kooperation von

USBundKSBL lanciertworden;
jener in Basel wird voraussicht-
lich bereits kommende Woche
behandelt. «Eine derartige Zu-
sammenarbeit muss natürlich
dieSelbstständigkeit deröffent-
lichen Spitäler respektieren und
ist insofern anders gelagert als
die gemeinsame Planung in der
Gesundheitsversorgung», fügt
Engelberger an.

«NehmenStillstandwahr»:
JourdanaufderPalme
WährendderzumPostulatabge-
schwächte Vorstoss Schenkers
zum Umbau der Spital-Land-
schaftmit nur einzelnenGegen-

stimmenüberwiesenwurde, lös-
te die Motion ihres Parteikolle-
gen Sven Inäbnit für eine
GesamtstrategieeineKontrover-
se aus. «Wir nehmen einen ge-
wissen Stillstand wahr. Es ist
nicht klar, wie die Volkswirt-
schafts- und Gesundheitsdirek-
tion die vielen Projekte zur
Dämpfung des Kostenwachs-
tumsumsetzenwill», so Inäbnit.

Das brachte Jourdan auf die
Palme. Das sei nun gefühlt der
«24.Vorstoss» zumselbenThe-
ma, seit er am1. Juli alsGesund-
heitsdirektor angefangen habe.
Er wehre sich gegen die Unter-
stellung, es laufe zu wenig. In

dieser Zeit habe man bereits
einebreiteAuslegeordnungvor-
genommen und darüber infor-
miert. «Das Gras wächst nicht
schneller, wenn man daran
zieht», sagte Jourdan. Zur Sinn-
haftigkeit von Inäbnits Vorstoss
wurden unterschiedliche Mei-
nungen geäussert: Yves Krebs
(GLP) sagte, er werde konse-
quent alle Vorstösse ablehnen,
dieneueStrategien fordern.Da-
von gebe es im Kanton genug.
Genau andersherum argumen-
tierte Marc Scherrer (Mitte).
Auch wenn die Probleme er-
kannt seien und es bereits eine
Strategie gebe, unterstütze er
denVorstoss. «Wirmüssen nun
Thomi JourdanundseinerCrew
Zeit geben, um eine Lösung zu
erarbeiten», sagte Scherrer.

EineknappeMehrheit folgte
dieserArgumentation:Mit41 zu
37 Stimmen wurde der Vorstoss
füreineGesamtstrategiealsver-
bindliche Motion überwiesen.
Für Jourdan und Inäbnit war die
Sachedamit nochnicht erledigt.
Die beiden führten ihr Wortge-
fecht in der Mittagspause unter
vierAugenweiter.

Bald drei Wochen Herbstferien?
Der Landrat nahmgestern ein Postulat für dreiwöchigeHerbstferien an.

Balz Nyffenegger

Zwischen den Sommer- und
Herbstferien 2023 reichte SVP-
Landrat Reto Tschudin ein Pos-
tulat imLandrat ein – seinAnlie-
gen: Der Kanton solle die
Herbstferien um eine Woche
verlängern.NunwurdedasPos-
tulatmit 59 Ja- zu 18Nein-Stim-
men angenommen. In den De-
tails ist sich der Landrat jedoch
uneinig.

Vor allem aus der linken
Ecke kommt Kritik. SP-Landrat
Ernst Schürch sagt: «Wir in der
SP-Fraktion unterstützen die
Idee des Postulats grundsätz-
lich, finden aber, dass es zu we-
nig weit greift.» Das Postulat
sieht vor, die letzte Woche der
Sommerferien zu streichenund
sie den Herbstferien anzuhän-
gen. Aus Sicht der SP müsse je-
doch die gesamte Jahresvertei-
lung der Schulferien angepasst
werden, so Schürch.

Er sagt: «Zurzeit haben wir
das Problem, dass die Schüle-

rinnen und Schüler sehr viel
Ferien im erstenQuartal haben
und dafür im vierten einer
langen Schulperiode ausge-
setzt sind. Da sind viele schon
sehr ausgelaugt.» Dazu sei es
falsch, dass sich Tschudins
Postulat mehr auf die Bedürf-
nisse der Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen fokussiert.
Schürch sagt: «Die Schüler-
schaft muss bei einem solchen
Postulat im Vordergrund
stehen.»

DieArgumenteder SPfinden in
den meisten Lagern Zuspruch,
auchbei derEVPundderMitte.

DasPostulat soll imSinne
derSPumgesetztwerden
Regierungsrätin Monica
Gschwind (FDP) spricht sichda-
für aus, die Gesamtverteilung
der Ferien zu überprüfen. Sie
will aber trotzdem Tschudins
Postulatstext übernehmen. Sie
sagt: «Es wäre ein unnötiger
Aufwand, ein neues Postulat

aufzusetzen, anstatt mit dem
vorliegenden zu arbeiten.»

Tschudinhält an seinerAus-
legung des Postulats fest. Er
sagt: «EsgehtumdieBedürfnis-
se der Bevölkerung, nicht um
die der Schülerschaft undLehr-
personen.» Zwar sei er gegen-
über einer allgemeinen Über-
arbeitung der Ferienverteilung
nicht abgeneigt. Dies sei aber
unabhängig von seinem Postu-
lat zu untersuchen.

Überraschenderweise kom-
mtdaraufhineingrosserTeilder
Nein-Stimmen aus dem linken
Lager. Ein Grund dafür könnte
die Differenz zwischen Postu-
latstextundUmsetzungsplange-
wesen sein. Ernst Schürch sagt
dazu: «In der SP-Fraktion be-
sprachenwir,dasswirdasPostu-
lat in seiner aktuellen Form ab-
lehnen,weil esunsererMeinung
nach nicht den korrekten Fokus
hat. Nach der Diskussion habe
ichaber vollstesVertrauen,dass
das Postulat in unserem Sinne
umgesetztwird.»

Baselland soll für Steuerzahler
attraktiver werden
Bürgerlichewollen hohe Einkommen entlasten. Linke
sind dagegen. Die Regierungwählt denMittelweg.

Maria-Elisa Schrade

NachhitzigenDiskussionenzwi-
schenBürgerlichenundLinken,
hatdieBaselbieter Stimmbevöl-
kerung imNovember2022einer
Senkung der Vermögenssteuer
zugestimmt.Dieentsprechende
Gesetzesänderung ist seit 1. Ja-
nuar in Kraft. Da Baselland im
interkantonalenWettbewerbal-
lerdings weiterhin nicht beson-
ders gut abschneidet, will der
Regierungsrat zurErhöhungder
Standortattraktivität auch die
Einkommenssteuer im kom-
menden Jahr einer ersten Revi-
sion unterziehen.

Einige FDP-Landräte neh-
men diese Revisionspläne nun
zumAnlass, eineEinkommens-
steuerentlastung speziell für
Fachkräftemit einem jährlichen
Einkommen über 120000
Frankenzu fordern.Denndiese
müssen aufgrund der steilen
Progressionskurve in Baselland

ungleichhöhereSteuern zahlen
als in anderen Kantonen. Von
der Ideenichtüberzeugt sindSP
und Grüne. Sie argumentieren,
der interkantonale Steuerwett-
bewerb sei ruinös und führe
dazu, dass sich der Kanton leer
spare.WerdieKaufkraft stärken
wolle, sollte lieber Geringver-
dienende entlasten.

Finanzdirektor Anton
Lauber (DieMitte) stellt darauf-
hin klar, Baselland stünde tat-
sächlichunterFinanzdruck, spa-
re sich jedoch nicht tot. Damit
er Steuern einnehmen könne,
umbeispielsweiseKita-Plätzezu
subventionieren,müsse er aber
auchdafür sorgen,dassderklei-
ne Prozentsatz, der sehr viel
Steuern zahle, nichtdenKanton
verlasse. Die Revision nimmt
demnach hohe Einkommen in
denFokus.Es sollen jedochver-
schiedene Abzüge und der Ein-
kommenstarif für alle Einkom-
mensstufen überprüft werden.

Thomi Jourdan (r.) fordert eine Investitionsplanung von USB und KSBL. Lukas Engelberger ist zurückhaltender. Bild:Juri Junkov (27. 11. 2023)

«Ichwürde
esbegrüssen,
wenndieAus-
legeordnung
gemeinsam
mitBasel
stattfände.»
Thomi Jourdan
Gesundheitsdirektor Baselland

Remo Tschudins Postulat wurde
angenommen. Bild: zvg

Ernst Schürch äussert Kritik am
Postulat. Bild: zvg


